
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Otto Fricke, Christian Dürr, Grigorios Aggelidis, Renata Alt, 
Jens Beeck, Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar), Dr. Marco Buschmann, 
Dr. Marcus Faber, Daniel Föst, Thomas Hacker, Reginald Hanke, Peter Heidt, 
Markus Herbrand, Torsten Herbst, Katja Hessel, Dr. Gero Clemens Hocker, 
Reinhard Houben, Ulla Ihnen, Olaf in der Beek, Karsten Klein, Pascal Kober, 
Konstantin Kuhle, Ulrich Lechte, Dr. Martin Neumann, Christian Sauter, Frank 
Schäffler, Frank Sitta, Dr. Hermann Otto Solms, Bettina Stark-Watzinger, 
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann, Benjamin Strasser, Linda Teuteberg, 
Stephan Thomae, Manfred Todtenhausen, Gerald Ullrich, Nicole Westig und der 
Fraktion der FDP

Komplexe Gewaltenteilung und Verordnungsermächtigungen der Länder

Nach vielen Monaten der COVID-19-Pandemie ist die Diskussion um das In-
strument der Rechtsverordnung zunehmend stärker geworden. Die Verord-
nungsermächtigung, also die Delegation der Legislativgewalt auf die Exekuti-
ve, darf auch in Notsituationen nur im Rahmen der verfassungsmäßigen Ord-
nung erfolgen; insbesondere hat der Gesetzgeber stets alle wesentlichen Ent-
scheidungen selbst zu treffen (Dreier, Rechtsstaat, Föderalismus und Demokra-
tie in der Corona-Pandemie, in: DÖV 2021, S. 229 ff.). Jenseits von akuten Kri-
sensituationen wird die Rechtsverordnung regelmäßig zur Detailregelung ge-
nutzt, was auch in ihrer hohen Zahl zum Ausdruck kommt (so wurden in den 
ersten 60 Jahren des Grundgesetzes insgesamt 21 416 Rechtsverordnungen ge-
genüber 6 947 Gesetzen erlassen; Dreier GG/Bauer, 3. Aufl. 2015, GG Artikel 
80 Rn. 12–15Rn. 15). Im Gegensatz zu einem Gesetzgebungsprozess, in dem 
Parlamentarier Sachverständige zu Anhörungen einladen und der Deutsche 
Bundestag über den Gesetzentwurf entscheidet, wird eine Rechtsverordnung al-
lein durch die Exekutive erlassen. Die Grenze von Verordnungsermächtigungen 
wird unter Rechtswissenschaftlern, Politikern und medial diskutiert (https://ww
w.rbb24.de/politik/beitrag/2020/11/verordnungen-kritik-parlament-demokratie-
infektionsschutzgesetz.html).
In Artikel 80 Absatz 1 des Grundgesetzes bestimmt Satz 1: „Durch Gesetz kön-
nen die Bundesregierung, ein Bundesminister oder die Landesregierungen er-
mächtigt werden, Rechtsverordnungen zu erlassen.“ Der Deutsche Bundestag 
definiert danach als Gesetzgeber in welchem Rahmen er die Exekutive ermäch-
tigt, Detailregelungen zu erlassen. Neben den aktuell häufig diskutierten Ver-
ordnungen nach dem Infektionsschutzgesetz (§ 32 Infektionsschutzgesetz) wird 
eine solche Ermächtigung auch in anderen Fachbereichen genutzt und in der 
Öffentlichkeit häufig als Länderöffnungsklausel diskutiert. Beispiele sind die 
Reform der Grundsteuer von 2019 (Gesetz zur Reform des Grundsteuer- und 
Bewertungsrechts vom 26. November 2019, BGBl. I S. 1794; siehe auch: 
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https://www.haufe.de/immobilien/wirtschaft-politik/grundsteuer-reform-nicht-a
m-ziel-aber-eckpunkte-stehen_84342_483246.html) oder das EEG 2017 (Ge-
setz zur Einführung von Ausschreibungen für Strom aus erneuerbaren Energien 
und zu weiteren Änderungen des Rechts der erneuerbaren Energien vom 
18. Oktober 2016, BGBl. I 2016 S. 2258; siehe auch https://www.pv-magazin
e.de/2018/07/09/nach-bayern-und-baden-wuerttemberg-gibt-hessen-zusaetzlich
e-flaechen-fuer-solarparks-frei/). Hier gibt der Gesetzgeber den Landesregie-
rungen einen Rahmen, innerhalb dessen die Länder entsprechend ihrer regiona-
len Besonderheiten agieren können. Medienberichten zufolge haben bis 2020 
fünf der 16 Bundesländer von der Länderöffnungsklausel des EEG 2017 Ge-
brauch gemacht (https://www.pv-magazine.de/2020/05/13/bayern-will-200-pv-
freiflaechenanlagen-in-benachteiligten-gebieten-jaehrlich-zulassen/). Ähnlich 
wie im Beispiel des EEG 2017 kann auch bei den weiteren Verordnungser-
mächtigungen, nach Ansicht der Fragesteller, davon ausgegangen werden, dass 
dies nicht alle Bundesländer gleichermaßen nutzen.
Zudem eröffnet Artikel 80 Absatz 4 des Grundgesetzes den Ländern die Mög-
lichkeit, eine Regelung statt durch Rechtsverordnung durch Landesgesetz, d. h. 
durch die Landtage, vornehmen zu lassen. Dies eröffnet nach Ansicht der Fra-
gesteller, gerade auch im Hinblick auf die Grundrechtseingriffe in Zusammen-
hang mit der Covid-19-Pandemie, eine interessante Möglichkeit zur Erhöhung 
der parlamentarischen Legitimation (Klafki, Mehr Parlament wagen? Die Ent-
deckung des Artikel 80 IV GG in der Corona-Pandemie, NVwZ 2020, 
1718 ff.). Aus diesen Gründen möchten die Fragesteller zu diesem Sachverhalt 
die Kenntnis der Bundesregierung erfragen.

Wir fragen die Bundesregierung:
1. Nach Kenntnis der Bundesregierung, welche Rechtsverordnungen haben die 

Bundesländer basierend auf welchen Bundesgesetzen erlassen (bitte nach 
Bundesgesetz und Bundesland sortiert angeben)?

2. Nach Kenntnis der Bundesregierung, wie viele der unter 1. genannten 
Rechtsverordnungen sind zeitlich befristet (bitte nach Bundesland sortiert 
angeben)?

3. Nach Kenntnis der Bundesregierung, wie hat sich die Anzahl der Rechtsver-
ordnungen der Länder basierend auf einem Bundesgesetz seit 2011 verän-
dert (bitte nach Bundesland sortiert angeben)?

4. Nach Kenntnis der Bundesregierung, welche Landesgesetze haben die Lan-
desparlamente gemäß Artikel 80 Absatz 4 GG auf Grundlage einer Verord-
nungsermächtigung des Bundes erlassen (bitte nach Bundesgesetz und Bun-
desland sortiert angeben)?

5. Nach Kenntnis der Bundesregierung, welche durch die Bundesregierung er-
lassenen Rechtsverordnungen gehen auf eine Vorlage des Bundesrates nach 
Artikel 80 Absatz 3 GG zurück?

6. Nach Kenntnis der Bundesregierung, wie lassen sich die unter 1. genannten 
Rechtsverordnungen inhaltlich kategorisieren (z. B. technische Fachfragen, 
Gesundheitsschutz, Lebensmittelsicherheit o. Ä.) und formal typologisieren 
(z. B. am Verordnungserlass beteiligte Stellen, zeitliche Befristung, Ein-
schränkung von Grundrechten o. Ä.)?

Berlin, den 24. März 2021

Christian Lindner und Fraktion
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